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Das Lager und die Gndeken
Das-s»L)A g e r d e r n a t i o n a l e n E i ii i g u n g« ist zur Zeit noch iiii organisato-

rischen Aufbau begriffen Oberst Kot hat in der Person des Obersten Kow a l e w ski
einen Stellvertreter odel’- wie er sich nennt: einen Stabschef erhalten. Zum Leiter des

siädtischenSektors des Lagers wurde der Warschauer Stadtpräsident S t a r z i) n s F i ,

zu dem des dörflichenSektors General Galica ernannt. Auf die Bildung besonderer
lIngendgruppen hat das Lager, wenigstens vorläufig, verzichtet. Die angeblich sehr zahl-
reich eingelaufenen Einzel- und Sainmelannieldungen werden zur Zeit noch gesichtet. Der
Ausbau des Lagers ist noch nicht so weit gediehen, daß es zu einer merklichen Klärung
der innerpolitischen Lage Polens hätte beitragen können Auch die in letzter Zeit mehrfach
gegebenen ziisätzlichen programmatischen Erklärungen sind für eine

solche Klärung nur in beschränktemJRaße geeignet gewesen.
Zunächstfällt es auf, daß die führendenNiänner des Lagers den größtenWert darauf

legen, vor der Oeffentlichkeit jeden Zusammenhang des neuen Lagers mit

deinalten ,,Unparteilichen Block für die Zusammenarbeit mit

-d»e·1"e g i e r un g« zu le u g n e n. Sie sprechen sehr gern von der erwiesenen Un-
sfahlgkelk diese-Z-Blockes- eine Brücke zwischen Volksgemeinschaft und Regierung zu

lchlllge";»Und sie betonen mit Nachdriick, daß die Leute, die sich als Führer des Blockes

ufnpogulargen-tacht haben, keine Gelegenheit haben werden, im neuen Lager wiederum
eme luhkmde Roqe zu spielen. Das Lager, hat es in einer der programmatischen Erklä-
Umgen I- B- geheißen- lege besonderen Wert auf solch e M i t g l i e d e r ,. d i e kein e

p 0 l I k 1»leheLYe k g A 11 H e n h e it ha b e n. Von demselben Bestreben, das Lager als
etwas PollsgNeueseklcheknenzu lassen, sind auch die Erklärungen diktiert, die sich mit
dem Bechsltms zsg derzeit-gen Regeng befassen Ausdrücklich wikd festgestellt, daß
zwischen«Dem,Lag,ek und der Regierung von einer gegenseitigen
Ilbhänglgkelk ke««1eRede sein könne, und daß das Lager keine Erpositur
der gegenwärtigenRegierungdckkstelleVielmehr wird betont, daß das Lager den Eh r -

geizl)e1be- Von Fug elkje Neue Regierung zu bilden. Es wird aller-

dings nicht ngAgk-IVIe PleleNegleklsngemmcll aussehen soll. Nur so viel steht fest, daß
ihre ideelle Grundlagkdie

j- llllekdmgsrecht dehnbare —

Erklärung des Obersten Kor

voni 2-1. Februar d. U. und the rechtliche Basis die Verfassung von 1«935sein soll. Aber,

so wird gleichzeitigbei-Mk-dle Wahlekdllungfseinicht die Verfassung, und nichts stehe
dem in der Volksgemeinschaftallgemein verbreitetenWunsche entgegen, z u q»e q e b e n e r

Zeit auf Grund »einer
neuen Tvahlordnung eine neiieLVolks-

v e r t r e tu ng zu«
IV ak) l e U- OesmILjedthZU der Periode von 1919 bis -1926 noch

in der Nachmaipelswdehabe dek Selm dlc
In ihn gesetzienHoffnungen zu erfüllen ver-

mocht, Und auch die ,zur Zeit noch geltende VJahlordnunghabe die in sie gesetzten Hoff-
nungen in keiner Weiseerfullt '

»

Vorausgesetzhdaß diese Yleußerungenuber die Wahlordnung von den leitenden

Emännkm des neuen Lagerswirklich-ernstgemeint sind (was man nicht ohne weiteres zu

bejahm vermag) besteht in dieser zkclge allerdingsein Gegensatz zwischendem Lager
und dkk Regierung,

in der wohlnach wie-vor die Meinung vorherrschendurfte, daß der

gegenwärtige, die Bolksgemeinschaft unbefriedigende Zustand im Vergleich zu der beim-
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ruhigenden Unsicherheit, die Neuwahlen auf demokratischer Basis hervorrufen müßten,
für Polen zur Zeit das kleinere Uebel darstellt. Jm übri»en läßt die von Kot und

Kowalewski betonte Unabhängigkeitdes Lagers von der Regierungnur schwer mit der

Tatsache vereinbaren, daß die beiden für die Regierung maßgebenden Faktoren, der

Staatspräsident M o s ei ek i und der Marschall R c) d z - S m i g l t) , die Bildung des

Lagers mit ihrer Autorität unterstütztund das Korsche Programm ausdrücklichals« ihrer
Anschauung entsprechend im vorhinein anerkannt haben. D i e s e o f f e n sichtliche
Doppelgleisigkeit läßt sich am besten wohl dadurch erklären,
daß die führenden INäuner der gegenwärtigen Regierung Wert

darauf legen, durch einen eventuellen ONißerfolg des neuen

Lagers nicht belastet zu werden.

Dieser Wunsch, nicht belastet zu werden, gilt vermutlich vor allem auch in

bezug auf die Bemerkungen, die Oberst Kowalewski am 20. April vor der polnischen
Presse über die Einstellung des Lagers zur Judenfrage gemacht hat.
Es ist nicht ganz leicht, aus den begrifflich wenig exakten Ausführungen zu einer end-

gültigen Klarheit über die Haltung des Lagers zu kommen. Die Begriffe Volk, Rasse,
objektive Merkmale und Volkstumsbekenntnis gehen noch etwas ungeklärtdurcheinander.
Immerhin kann man feststellen, daß sich das Lager iin Prinzip gegen die Juden

fe st g e l e g t hat. Oberst Kowalewski hat u. a. erklärt, daß das Lager eine durchaus
polnische Angelegenheit ist, daß es in ihm also keinen Platz für Nichtpolen
gibt. Und er hat weiter erklärt, daß eine Personmosaiseher Konfession
und jüdischer Abstammung auch dann dem Lager nicht angehören
kann, wenn sie sich selber zum polnischen Volkstum bekennt.
Doch hat es den Anschein, daß von dieser grundsätzlichenFernhaltung des jüdischen
Elementes vom Lager in den Fällen, in denen b e so n d e r e V e r die n st e ü r-

P o l e n vorliegen, auch in bezug auf die Juden Ausnahmen gemacht werden sollen-
Was unter ,,besondere Verdienste«verstanden wird, steht noch nicht fest. Für die Nkasse
der jüdischen Bevölkerung aber gilt das grundsätzliche Bekenntnis zum Anti-

se m i t i s m u s , das Oberst Kowalewski im Namen des Lagers abgelegt hat: Die-

jüdisrhe Frage wird als eine der wichtigsten inneren Angelegenheiten Polens bezeichnet;.
es muß versucht werden, diese Frage durch die tatkräftige F ö r d e r u n g d e r A u s --

wanderung des jüdischen Elementes zu lösen; da die Lösung der jiidischen
Frage auf diesem Wege aber geraume Zeit in Anspruch zu nehmen verspricht, muß
Polen schon jetzt danach streben, in Handwerk, Industrie und-

Handel das jüdische durch das polnische Element zu ersetzen.
Von der polnischen Presse ist mit Recht festgestellt worden, daß diese programmatische
Erklärung des Lagers zur jüdischenFrage (trotz der Vorbehalte und Unklarheiten, die

sie noch immer enthält), eine Uebernahme nationaldeinokratischer
F o r d e r u n g e n bedeutet, wie überhaupt alles, was in letzter Zeit in innerpolitischer
Hinsicht von Lager und Regierung gesagt und getan worden ist, als eine rasch fort-
schreitende Annäherung der zum alten Pilsudskilager gehörenden,regierenden Kreise an-

die nationaldemokratischen und nationalradikalen Anschauungen aufgefaßt werden muß.
Die Durchsetzung der regierenden Kreise mit dem politischen
Gedankengut der nationalen Opposition, der entschiedendsten Gegnerin
des INarschalls Pilsudski und seines Regierungssystems, liegt heute bereits so offen zu
Tage, daß selbst der Schlag, den die Regierung vor einiger Zeit gegen die rechtsradikalen
Studentenorganisationen mehrerer Hochschulen geführt hat, kaum noch als ein ernsthafter
Versuch der Regierung, den Kampf mit dem Rechtsradikalismus aufzunehmen, hingestellt
werden kann. Jmmer mehr verstärkt der Eindruck, daß es in dem Ringen um die

Seele des polnischen Volkes und später um die Macht im Staate, das seit mehr als drei

Jahrzehnten zwischen der Dmowskischen und der Pilsudskischen Richtung besteht, letzten
Endes nicht der revolutionäre Sozialist, sondern der bürgerliche Jntellektuelle sein wird,
der den Sieg davontragen wird. Diese Wendung nach rechts wird zweifellos in dem

Maße verstärkt, in dem etwa mit den verkündeten antisemitischen Grundsätzen des Lagers-
Ernst gemacht wird. Denn eine judenfeindliche Verdrängungspolitikhat mit Gewißheit-
zur Folge, daß das Judentum innerpolitisch nach links abgedrängt
wird, daß es also die bolschewistischen Tendenzen noch weiter verstärkt, als es bisher
ohnehin schon der Fall ist. Gegen die Gefahr von links aber bedarf das Lager, wenn es

Erfolg haben will, der Hilfe der nationalradikalen und nationaldemokratischen Kreise. Dr. K·.
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Die deutsche Schule in Ostoberfchlefien
Am 15. Juli d. J. tritt der Teil III des G e n f e r A b k o m m e n s fürOberschlesien
Außer Kraft. Dieser Teil III enthält in den Artikeln 97 bis 133 die Bestimmungen,auf
denen das Schulwesen der deutschen Volksgruppe des vom Deutschen Reiche abgetrennten
oberschlesischenGebietes aufgebaut ist. Das bevorstehende Außerkrafttretendieser Bestim-
mungen gibt Anlaß, noch einmal einen Blick auf die Entwicklung ziäwerfen,die das deutsche Schulwesen Ostoberschlesiens seit dem Jnkraft-
treten des Abkommens und vor allem im Laufe des letzten Jahr-
zehnte s , das im Zeichen Grazynskis gestanden hat, d u r ch g e m a cht h a t. »Das
deutsche Schulwesen hat von Anfang an unter dem schärfsten Druck der polnischen
Behörden und unter dem organisierten Terror der polnischen Verbände gestanden. Seine
Entwicklung ist—begleitetvon einer ununterbrochenen Kette moralischer Erpressungen, wirt-

schaftlicher Nötigungen, bürokratischer Winkelzüge, gebrochener Versprechungenaund
physischer Gewalttätigkeiten. Neben der erzwungenen Abwanderung deutscher Bevolke-

riingsteile sind es ausschließlichdiese Mittel, die den Rückgang des deutschen Schulwesens
in Ostoberschlesien herbeigeführthaben·

Die öffentlichenVolksschulenmit deutscher Unterrichtssprache
Für dne S ch Uljllhr 1922s23, in dem das deutsche Schulwesen noch im ersten Aus-

bau begriffen war, sind naturgemäß keine zuverlässigenZahlenangaben vorhanden. Es
verdient aber in jedem Falle festgehalten zu werden, daß damals fa st 30 000 K i n d e r

zu den freilich erst teilweise errichteten öffentlichen deutschen Volksschulen angemeldet
worden sind. Jhren tatsächlichenhöchsten Stand haben die öffentlichen Minderheits-
Volksschiilenin- den Schuljahren 1925s26 bis 1927s28 erreicht. Jn diesen drei Schuljahren
haben ii b e r 20 000 K i n d e r die öffentlichenSchulen mit deutscher Unterrichtssprache
besnchtä im Schuljahr 1926s27, an dessen Beginn der Amtsantritt des Wojewoden
G razy nski fällt, sind es 20 093 Kinder gewesen, die in 83 Schulen mit 882 Klassen
von 364 Lehrern unterrichtet wurden. 10 Jahre später, im S ch Uljclhk 1936J37- gibt
es nur noch 40 öffentliche JRinderheitsvolksschulen mit 160 Klassen-
in denen nur noch 7629 Kinder von 160 Lehrern unterrichtet
werde n. Die Zahl der Schulen ist also um mehr als die Hälfte, von 83 auf 40, die
Zahl der Klassen noch stärker, von 382 auf 160, gesunken. Die Zahl der Kinder hat
gegenüber 1926J27 auf fast ein Drittel, nämlich von 20 093 auf 7 629, und die Zahl der
Lehrer von 364 auf 160 vermindert.

Es ist nicht bei dieser znhikntnäßien S rum un des ö entli en Minderheitsvolks-
schulwesens»gebl'ieben.Nicht mindergschwePfälltpifnsEtHewichtkfdaßddi e s e S ch u l e n in
ihrem volkischen Charakter von Grund auf verfälscht worden sind.
,Jin Schnilnht192t3i27haben von den damals bestehenden 83 Schulen dieser Gattung
immerhin noch 26 einen DeutschenSchulleiter gehabt; 10 Jahre später hat es n u r n o ch
2 d e U t s ch e S ch n i i e ! t e k gegeben. Und von den 1926s27 an den genannten Schulen
Unterkichtenden 364 Lehkefnsind immerhin 319 (= 85 v. deutscher Volkszugehörigkeit
gewesen; 10 Jahre spater befinden sich u n te r 160 L e h r e r n n u r n o ch 68

E
43 v. Deutsche- Aus diesen Zahlen läßt sich ersehen, daß die öffentlichen

Niinderheitsvolksschulen,die in der polnischen Statistik nach wie vor als »deutsche
Schulen«erscheinen, weit davon entfernt sind, den volkspolitischen und pädagogischenAn-

sPUiFhenzu genügen- die nn dentsche Schulengestellt werden müssen. Nicht nur der
Geist- der Von den PDinlschenLehkiikciftenin die Schulen hineingetragen worden ist-
ist alles andere denn geeignet, die Kinderzu einer volksbewußtenHaltung zu erziehen;
sondern nUch die dentsche U n i e k i· i ch t S s P t· n ch e ist durchweg in einer«ganzen Neihe
von Fächern von der polnischen Sprache verdrängtworden; und dort, wo sienoch ange-
wandt wild- geschieht das nicht seiten Fngen der mangelnden deutschen Sprachkenntnisse
der UlltiollcllpolllischcllLehckcäskcill cillek dem deutschen Sprachempfinden geradezu hohn-
sprechendenWeise.

Die höherenöffentlichenMinderheitsschulen
Ein besonders trauriges Kapitel sind die höheren öffentlichen Minderheitsschulen

gewesen. Man muß sagen:gewesen! Denn von diesen Schulenist heuteso
gut wie gar nichts mehr übrig. Vom ersten Jahre ihres Bestehens an, also
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vom Schuljahr 1922X23, an haben die 6 damals vorhandenen höheren Minderheitsschulen,
die in Kattowitz und Königshütte bestanden, einen unaufhaltsamen Rückgang ihrer
Schülerzahl zu verzeichnen gehabt. Es hat sich bei 4 von diesen Gymnasien nicht um

selbständigeUnterrichtsbetriebe, sondern lediglich um d e u t s ch sp r a ch i g e P a r a l l e l-

klassen an polnischen Schulen gehandelt, also um Einrichtungen von recht
zweifelhaftem volkspolitischen Wert. Die Klassen sind dann progressiv abgebaut worden.

Jm Jahre 1932 ist die deutsche Abteilung des Städtischen Lhzeums in Königshütte und
die deutsche Abteilung des Staatlichen Gymnasiums in Kattowitz eingestellt worden. 1936

hat man dann auch die deutsche Abteilung des Staatlichen Gymnasiums in Königshütte
und das Städtische Mädchengymnasiumin Kattowitz aufgelöst. Und mit dem Ende des

Schuljahres 1936J37 verschwinden schließlichauch die deutsche Abteilung des Staatlichen
Gymnasiums in Kattowitz und das Mathematisch-naturwissenschaftliche Gymnasium in

Kattowitz, die zur Zeit zusammen nur noch 28 Schüler zählen. Jm Schuljahr 1926s27
haben die genannten Schulen insgesamt 1 503 Schüler gehabt.

Die deutschen Mittelschulen
Demselben Schicksal sind auch die beiden in K a ttow i tz im Jahre 1922 gegründeten
Städtischen Mittelschulen mit deutscher Unterrichtssprache,
eine Knaben- und eine Mädchenschule,verfallen. Jhre höchsteSchülerzahl haben diese
beiden Schulen in den Schuljahren 1925s26 und 1926s27 erreicht. Von dieser Zeit an

geht es ständig bergab, nicht nur mit der Schülerzahl, sondern auch mit dem volks-

politischen und pädagogisrhenWert. Der U n t e r r i ch t s p l a n dieser den Bedürf-
nissen des gewerblichen Mittelstandes besonders angepaßten Schulen ist von den polnischen
Behörden Schritt für Schritt auf den Stand gewöhnlicher Volksschulen
he r a b g e d r ü ckt worden. Jm Schuljahr 1936s37 sind die beiden Schulen, die zu-

sammen n ur n o ch 155 Schüler zählen, zusammengelegt worden. 10 Jahre vorher
haben sie 2338 Schüler gehabt, die fast zu gleichen Teilen auf die Knaben- und die

Mädchenschuleentsielen.
Die deutschenprivaten Volksschulen

Je weniger sich das öffentlicheMinderheitsschulwesen unter dem Druck der polnischen
Behörden als ausreichend erwies, den Forderungen der deutschen Volksgruppe zu genügen,
um so mehr hat die Volksgruppe darauf bedacht sein müssen, ein privates Schulwesen
zu schaffen. Die unaufhörlichenSchwierigkeiten, die ihr dabei gemacht worden sind, sind
zur Genüge bekannt. Die 18 p r i v at e n V o l F s s ch u l e n , die vom Deutschen Schul-
verein unterhalten werden, sind nur ein Teil dessen, was die deutsche Volksgruppe Ost-
oberschlesiens an Schulen dieser Art in Wirklichkeit braucht. Deutsche private Volks-

schulen, die heute noch bestehen, sind entstanden im Jahre 1922 in Emmagrube, Annagrube
und Antonienhütte,1923 in Pleß, Nikolai und Neudeck, 1924 in Koschentin, 1925 in

Lipine, 1930 in Anhalt, Gollassowitz und Emanuelsegen, 1932 in Hohenbirken und Nybnik,
1934 in Kreuzdorf, Petrowitz, Tichau und Oberwilrza und 1935 in Chwallowitz. Die in

Altdorf, Blücherschächteund Buchatz gegründetenSchulen sind wieder aufgelöst worden.

Von den zur Zeit bestehenden 18 Schulen werden besucht: eine von mehr als 300, fünf
von mehr als 200, fünf von mehr als 100, sechs von mehr als 40 und eine von weniger
Kindern. Vom Schuljahr 1922s23 mit 393 Kindern ist der Besuch dieser deutschen
Schulen bis zum Schuljahr 1934s35 mit 2 749 Kindern beständig gestiegen; seitdem geht
die Zahl der Kinder zurück;sie beträgt zur Zeit 2 643.

Die deutschen Privatgymnasien
Nach der Liquidierung der öffentlichenGymnasien und Gymnasialklassen mit deutscher

Unterrichtssprache sind die privaten deutschen Gymnasien d i e e i n z i g e n h ö h e r e n

Bildungsanstalten, die die deutsche Volksgruppe Ostober-
sch l esiens b esitz t. Die ersten dieser Gymnasien sind im Jahre 1922 in Ple ß ,

Nikolai, Myslowitz, T- a r n o w i tz und A n to n i e n h ü t te entstanden. Davon sind
die in Myslowitz und Nikolai, die zuletzt nur noch 31 bzw. 36 Schüler hatten, 1929

bzw. 1931 wieder aufgelöst worden. 1923 sind die Gymnasien in La u r a h ü tte ,

Lublinitzund N y b n i k entstanden; von diesen hat das in Lublinitz nur zwei Jahre, zuletzt
mit 38 Schülern, bestanden. Das 1925 gegründeteGymnasium in Lipine hat bis

1932, zuletzt mit 186 Schülern behauptet. Es ist im Jahre 1932 von dem

großen Gymnasium in Königshü tte abgelöst worden. Mit Ende des

Schuljahres 1936s37 werden die Gymnasien in Nybnik, Antonienhütte und Laurahütte
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SeschlnssenJhren höchsten Schülerstand haben die deutschen Privatgymnasien im

Schnhahr 1932s33 mit 1694 Gymnasiasten gehabt. Jn den beiden folgenden Schul-
lnhken ist die Schülerzahlin der Hauptsache infolge der durch die polnische Schulreform
notwendig gewordene Auflösung der i. und 2. Klasse auf 1 406 und 1 109 zurückgegangen.
ngenwäkkigzählen sie nur noch 939 Schüler, von denen fast die»Hålfte,
nainlich 463, auf das Gymnasium in Königshütte entfallt. Die

ubrigen Gymnasiastenverteilen auf Antonienhütte (114), Tarnowitz und Nybnik (je
108), Pleß (86) und Lsukahükkk (eo).

Die deutschen Kindergårten
»

Sehr schlimm ist es um die deutschen Spielschulen und Kindergärkkn
In Ostoberschlesienbestellt. Wie dem Volksschulwesen so werden auch dem deutschen
Kindergartenwesenin der Unterbringungs-, der Sprachprüfungsfrage Usw. von Seiten der

POlnischenBehörden fortgesetzt schikanöseSchwierigkeiten gemacht. Die Kindergarken
werden zum größerenTeil (nämlich 16 von den heute bestehenden 20) vom D e U ksch e n

S ch ulv e r e i n unterhalten, die übrigen von katholischen oder evangelischenVerbanden
oder wirtschaftlichen Unternehmungen (wie der Bismarckhütte AG). Aus der Vot-

kriegszeit haben drei Kindergärtenerhalten. Außer diesen und drei weiteren

Kindergärten, die aus den Jahren 1922 und 1929 stammen, sind alle übrigen in den

Jahren 1932 »(3)-1933 (4), 1934 (7) und 1935 gegründetworden. Jn Katto-

witz Und Kpnigshütte gibt es je drei deutsche Kindergärten mit 143 bzw. 164

Kindern. Siemianowitz hat zwei Kindergärten mit zusammen 71 Kindern» Jn

M y s l o w 1 tz gibt es 61 Kinder, die einen deutschen Kindergarten besuchen, in H oh e n -

birken, Nikischschacht, Tarnowitz und Chwallowitz je 45, in Nyb-
psk 41, i» Nikotai und Ptkß je 40, i« Gotlassowitz 32, in Kreuzdorf SO-
in Lublinitz 28, in Petrowitz 25 und in Tichau 16. Diese Zahlen sind angesichts
der mehreren tausend Kinder, die für die deutschen Kindergärten in Frage kämen, lächerlich
gering. Jndustriegemeinden mit so einer starken deutschen Bevölkerung wie etwa Groß-
Heiduk, haben überhaupt keinen deutschen Kindergarten. Die Schuld daran liegt keines-

wegs auf deutscher Seite. Die Gesamtzahl der Kinder, die deutscheKindergärtenbesuchen,
ist im Jahre 1984 auf 903 und im Jahre 1936 auf 986 gestiegen. Nlit Beginn des

laufenden Schuljahres ist sie a u f 866 g e s u n k e n.

Zusammenfassung
Nachstehendsei noch einmal der Stand aller erwähnten deutschen Bildungsanstalten

Qstoberschlesienszusammengestellt,und zwar erstens im Schuljahr 1926J27, zweitens in
dem Schullahr-In dem sie die Höchstznhlihrer Schüler erreicht haben, und drittens im
Schuljahr 1936231 Die Zahl der Schüler hat betragen:

Schuljahk 1926x27 Höchststand Schuljahr1936x37
OssentlkcheWinderhextsvolksschuiem. . . 20 093 20 645 (1925-26) 7629

Offenilxsehohere Minderheitsichulen . . 1503 2343 (1922,-23) 28
Ossentlt Je Minderhetts-M1ttelschulen. . . 2338 2405 (1925-26) 155
Deutsche pxwate Vylksichulen . . . . . . 1043 2749 (1934-35) 2643
Deutsche hqhere Privatschulen . . . . . . 1641 1694 (1932-33) 939
Deutsche Kindergarten . . . . . · . . . 273 986 (1935J36) 866

Jn den ausgeführten deutschen Unterrichtsbetrieben o ne die Kinder årten ind
demnach nn Schnllnhk 1926s27 noch 2·6618 Kinder geweseili).10 Jahre sözåtersindses
n U r U o ch « 394s »DnV0nbesuchen V s s e n k I i ch e deutsche Unterrichtsanstalten 7 812

(= 69 V· Segennbek nUk 3 582 (:- 31 V· die private deutsche Unterrichts-
anstalten besuchenJn den deutschen V o l k s - und M i k k e 1 f ch u l e » gin es 40 427

(= 91 v. Kinder, gegenüber967«(=.9 v. die hö h e r e deutsche Schulen besuchen.
Etwa sieben Zehntel der deutschen Schuler insgesamt und über drei Vjekkel der deutschen
Volks- und Mittelschüler sind also in den in volkspolitischerund pädagogischerHinsicht
zumeist völlig unzulänglichenö ff e n t l i e n Schulen mit deutscher Unterrichtssprache
untergebracht.

«

Um die Lage des deutschen Schulwesens in Ostoberschlesienzu charakterisieren, muß
noch folgendes hinzugefügtwerden: Die Kinder, die die genannten öffentlichenund privaten
Volksschulen,Mittelschulen und Ghmnasien mit deutscher Unterrichtssprache besuchen,
sind nur ein Teil aller in Ostoberschlesien tatsächlich vor-

handenen Kinder deutscher Volkssagehörigkeit Nach den Angaben,
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die Senator Wiesn er vor einiger Zeit im Warschauer Senat gemacht hat, ist mehr
als ein Drittel aller deutschen schulpflichtigen Kinder Ostober-
schlesiens ohne jeden Unterricht in deutscher Sprache. JNehr als
ein Drittel ist von den Eltern im Widerspruch zu ihrem ausdrücklichen Volkstum-
bekenntnis, oder durch die Androhung dauernder Arbeitslosigkeit in polnische Schulen ein-

geschult worden. DieZahl der Kinder, die durch polnische Zwangsmaßnahmen von den

deutschen Schulen ferngehalten werden, ist jedoch noch weit größer als sie in dieser Angabe
des Senators Wiesner erscheint, wenn man nicht, wie es hier geschehen ist, die durch die

Mitgliedschaft bei deutschen Organisationen usw. offen bekundete Volkszugehörigkeitder

Erziehungsberechtigtenzugrundelegt, sondern einmal die Möglichkeit eines freien und unbe-

hinderten Volkstumsbekenntnisses annimmt, eine Möglichkeit, die es für die Deutschen
Ostoberschlesienstatsächlichnicht gibt-

Der Kechischamkierdes Memeisiaiuis
Es ist in der reichsdeutschen Presse zwar schon seit längerer Zeit vom Memelgebiet

und vor allem vom Memelstatut nur noch selten die Rede. Es wäre aber falsch, wenn

man daraus den Schluß ziehen wollte, daß die Memeldeutschen von den litauischen Be-

hörden rückstchtsvollerangefaßtwerden, seitdem sich die Kauener Regierung aus Gründen-
die nicht bei ihr gelegen haben, veranlaßt gesehen hat, ein dem Willen der Bevölkerung
entsprechendes Direktorium bestehen zu lassen. An der grundsätzlichenEinstellung der

maßgebendenlitauischen Kreise zur Memelfrage hat sich gar nichts geändert. Nur die

Methoden, mit denen versucht wird, diese Einstellung politisch zu realisieren, sind seit
dem für Litauen peinlichen Ausgang der memelländischenLandtagswahlen vom Herbst
1935 andere geworden. Jst vorher versucht worden, durch die Ausschaltung der beiden

sichtbaren Repräsentanten der memelländischenAutonomie, des Landtages und des

Direktoriums, zum Ziele zu kommen, so wird dasselbe Ziel seit anderthalb Jahren auf
einem die internationale Aufmerksamkeit weniger erregenden Wege zu erreichen versucht.
Unter der Hand wird die Zuwanderung litauischer Elemente nach Memel

gefördert; ohne viel Lärm wird die wirtschaftliche Ueberfremdung des

Memelgebietes betrieben; und stillschweigendwerden alle vom Memellandtag gefaßten
Beschlüsse,die geeignet erscheinen, das Tempo der Litauisierungspolitik zu verlangsamen,
durch das V et o d e s G o u v e r n e u r s unterbunden. Das Ziel ist das gleichegeblieben-
nur die Methoden sind »feiner" geworden. Das Ziel ist die Beseitigung der

m e m e l l ä n d i s ch e n A u to n o m i e. Diese Autonomie ist von litauischer Seite
niemals als eine bleibende Einrichtung, sondern immer nur als eine Uebergangsregelung
aufgefaßt worden, an deren Ende einmal die vorbehaltlose Eingliederung des Memel-

gebietes in den litauischen Staat stehen soll. Diese von litauischer Seite immer wieder

aufgestellte These widerspricht dem Ursprung und dem Nechtscharakter des Memelstatuts
Das soll im folgenden noch einmal an Hand der Arbeit des amerikanischen Bölkerrechts-
lehrers Dr. Thorsten Waino Kalijarvi, die unter dem Titel »Die Ent-

stehung und rechtliche Natur des Memelstatuts und seine prak-
tische Auswirkung bis zum heutigen Tag« in deutscher Uebersetzung er-

schienen ist, festgestellt werden. (Aus dem Englischen übersetzt von Dr. Margarete
Gärtner. Verlag Dr. Emil Eberling, Berlin 1937. 190 Seiten. Preis 7,40 NM.)

Ueber die Gründe, die die Westmächte Zt. dazu bewogen haben, das Memei-

gebiet nicht ohne Vorbehalte der litauischen Souveränität zu unterstellen, führt Kalijarvi
u.a. aus: »Eine bezeichnendeTatsache ist, daß die politische Grenze zwischen
Nußland und Deutschland vor 1914 gleichzeitig eine religiöse,
wirtschaftliche und kulturelle war, und so ist es bis heute geblieben. Das

Memelgebiet steht gesondert von Litauen da. Die durch das Abkommen zugesicherte
Autonomie und die Signatarmächte erkannten diese Tatsache an.« Der litauischen Be-

hauptung vom angeblich ,,urlitauischen«Charakter des Memelgebietes stellt Kalijarvi
mit Recht den Gedanken entgegen, daß der litauische G r o ß f ü r st V t) t a u t a s im

Frieden am Melnosee, den er im Jahre 1422 mit dem besiegten Orden abschloß,das

Memelgebiet zweifellos nicht beim Ordensstaate gelassen hätte, wenn er Grund gehabt
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hätte, es als litauisches Gebiet für seinen Staat in Ans ruch u nehmen. ,,Dieser Friede
wal-

'

d , , - p- z
« -

,,
wie er nach dem Weltkriege, ein durch die Siegerstclakev diktierkerF Es e d e. Der Orden war hilflos. Er mußte annehmen, was Vytautas diktierte.

Ware-«Memel litauisch gewesen, oder hätten die Litauer eine

äsgkdungeteForderung (auf dieses Gebiet) erheben können,AdannUk e ytautasdassicherlich nichtverabsäumthaben. ber er

Frhpbkeine Forderung.Das Jahr 1427 ist,daher von größter Wichtigkeitfür die »Ge-
chlchkedes Memelgebietes. Auch der litauischenBehauptung,«daßdie heutigeBevolke-

lämg
des Memelgebietesauf Grund ihrer»,,ob1ektivenMerkmale, ihrerAbstammungund

»
«Pkache,dem litauischen Volkstumzugezahltwerden musfe,tritt Kalijarvi entgegen·,,Ob

Ill Memel mehr deutsch, als litauisch gesprochen wird oder umgekehrt, ist, nicht der

bestimmende Faktor in diesem Gebiet. Die Kultur des Gebietes ist ohne

Frage d e utsch . . . Wenn man mit decktMemelländern spricht,so sieht man bald,
daß hier das Gefuhl vorherrschend»ist.500 Jahre deutschen Kultureinflusses haben einen

so starken Eindruck auf die Bevölkerung hinterlassen, daß sie selbst als deutsch
empfindet.«

Kalijarvi verweist auch darauf, daß die Bevölkerung des Memelgebietes keine Gelegen-
heit, die gebotenwurde, ungenutzt gelassen hat, um in völlig eindeutigerWeise ein

Bekenntnis fur ihr Deutschtumabzulegen.,Under erinnert daran, daß die Tatsachedes

deutschenCharakters dieses Gebietes »denLitauern gelegentlichauch von denVertretern
der Feinde-Deutschlandssehr unverblumt zu Bewußtsein gebracht wordenist. So zittert

Er
B.

di;WFrthikiitLdenenchderVorgåenåez»der1FeztgmgrlkommissigndderUBistsxhaftFnon erenz, er ranzo e a r o e
, am .. arz . as anma en e

«

uf re en es

litauisrhen Delegierten Galvanauskas gedümpfthat: ,,Litauen dürfe niemals vergessen, daß
es noch eine russische Provinz- sein würde, wenn Nußland eine alliierte Macht geblieben
wäre. Litauen wisse auch, daß eine Volksabstimmung im Memel-

geb»iet niemals zu sei»nen Gunsten ausgefallen wäre«. Kalijarvi
erwahnt auch den vom 6. Nkarz 1923 datierten Bericht der AußerordentlichenK o m -

niissiojnder Yokschacfterkonferenz,, in deinu: a. festgestelltwurde,-daßder

CAEIJik--JufstllslddVOM
10.

Jalnuar19?.«il)in
Wirklichkeit keine Aktion der

memelliåndischenevo erung, on ern e i n e i ta u i e J n v a s i o n gewesen, »durch die ownoer

Fleglijeruiåggzxfklanhlvkkrbereitevund in, die Tat umgesetztworden ist«-,daß die östliche
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ou erani a u er eine un

der, Autonomie diteseskGdebiLetsbestehtund zwar-, dHrart,daß die Autonomiedie

Bedingung gewesen Un er er itauen die Souveranitat uber Memel von den alliierten
und assozierten Machten zuekkcmnt worden ist· Kalijarvi führt auch hierfür die maß-

gebendenZeugllissk AU- z«B« desDEEDIV! S III-III i cht vom 12. März 1924, ,in dem es

u. a. heißt,daß »der UebergaUg Fk » PUVEFUUItntautomatisch zuruckgestellt bleibt, bis der

Vertragx(d.h. die Memelkonventioneinsdzllkßllchdes Memelstatutes) von allen Parteien
durch atifizierung vollngM sem Wlkd — Kalllclkkkibestätigt auch, daß d i e d e m

Memelgebiet gewahrte cAutonotnie keine vorübergehende Ein-
k i ch k U n g ist. Er zitiert den Jnhcllk der von der Botschafterkonferenzan Litauen

gerichteten Note vom 16. Februar 1923 und bemerkt dann hierzu: »Es bestand kein

Zweifel, daß dies die BEPIUSUUSULWUTUD Auf denen der Ueber-

gang der Souveränitat beruhen sollte. Sie bedeuteten das

qujd pro quo, nach dem Litauen Memel erhalten sollte und

waren absolute Regelungekl- Ulchk solche für eine Uebergangs-
p c c i o d k. Es ist logisch,daraus zu fchlisßeks-dFßzunz mindesten technisch eine obsichtliche

Verletzung dieser Bedingungen
— nachdem die Gouveranität übertragen war —- die ernste

Frage aufwerfen mußte, ob Litauen dadurch der Souveränität und seiner Rechte in

Memel verlustig ginge«.
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Litauen hat im Jahre 1923 einmal versucht, von sich aus dem Memelgebiet eine
Autonomie zu gewähren, nicht um die überlieferte deutsche Kultur dieses Gebietes zu
schützen,sondern in der Hoffnung, verhindern zu können, daß ihm von den Mächten eine

solche Verpflichtung auferlegt wird. Die Dinge haben sich aber anders entwickelt: »Die
Autonomie«, sagt Kalijarvi, »macht Memel zu einer politischen und

gesetzmäßigen Einheit, die ihre Rechte und Machtbefugnisse
nicht von Litauen, sondern aus Abkommen und Statut erhält.
Welche Rechte immer Litauen über DNemel hat, sie stammen aus dem Statut, dem Ab-
kommen und der Note vom 16. Februar 4923. . . Man braucht nur das Statut zu
lesen, um zu sehen, daß für das Memelgebiet die Autonomie vorgeschrieben ist. Das
Statut sagt auch, wie diese Autonomie durchgeführtwerden soll. Erst wo die autonomen

Privilegien enden, treten die Gesetze, Verfassung und Rechte Litauens ein. . . . Die
Souveränität Litauens über Memel kann nur unter inter-
nationalen Bedingungen ausgeübt werden«-

Jn Litauen ist man über die internationale Bedingtheit der Souveränität über das

Memelgebiet völlig im Klaren. Aber man ist fest entschlossen,diese Rechtslage nicht als

politische Realität anzuerkennen. Die Taktik, die man seit anderthalb Jahren dem

Memelgebiet gegenüber verfolgt, zielt offenbar darauf ab, die Memelfrage als
ein Problem der internationalen Politik, zu dem sie durch das Zu-
standekommen der Memelkonvention und des Statutes «emacht worden ist, in Ver-

gessenheit geraten zu lassen. Und dieser Taktikliegt weiter die Absicht
zugrunde, im Niemelgebiet selbst eine ,,vollendete Tatsache« zu
schaffen, nämlich durch die wirtschaftliche Aushöhlung des alteingesessenen deutschen
und die Vermehrung des landfremden litauischen Elementes die Autonomie zu einem

gegenstandslosen Schemen zu machen.

Heimarbeii in Ofipreußen
IRit dem Begriff Heimarbeit verbindet man meist ohne weiteres eine Vorstellung von

großer Armut und allerschlechtesten so ialen Verhältnissen. Man weiß etwas, meist nur

wenig, von der Heimarbeit in den FlotstandsgebietenSachsens, Bayerns, Thüringens
und Schlestens. Aber Heimarbeit in Qstpreußen ist für alle, auch für die Ostpreußen
selber, kaum ein Begriff. Man darf sie auch nicht mit der anderer Teile des Reiches
vergleichen, da sie von dieser nach ihrer Entwicklung, ihren Zielen und ihrem Umfang
grundsätzlichunterscheidet. Es gibt keine ,,Heimarbeitsfrage«in Ostpreußen, wie man

sie von den genannten Gebieten her kennt. Doch spielt bei dem gewerblichen Aufbau Ost-
preußens, den der Nationalsozialismus seit der Machtergreifung planmäßig betreibt,
auch die Heimarbeit eine Rolle. Zunächst ist die ganze Provinz nach allen gewerblichen
Ansätzen und nach allen Resten ehemaligen industriellen Schaffens abgesucht worden.

Jmmer wieder ist man dabei auf wertvolle Spuren ehemaliger Heim-
a rb e it gestoßen,die in Zukunft ausgenutzt und ausgebaut werden sollen.
Ostpreußens Heimindustrie hat niemals einen Zusammen-

hang mit großen industriellen Zentren gehabt wie man dies von anderen Ge-
bieten her kennt. Sie entstand ganz einfach aus dem Bestreben einzelner Siedler und

Bauern, sichmöglichstalle Gegenständedes täglichenLebens selbst anzufertigen. Und es

bildete mit der Zeit und mit der Verfeinerung der Ansprücheein gewisses Spezialisten-
tum heraus: der eine oder andere verlegte auf das ihm besonders liegende Gebiet und

vertauschte oder verkaufte seine Erzeugnisse. Um eine Vorstellung von der weiten Ver-

breitung, die dieses H ausgewerb e noch bis vor gar nicht so langer Zeit hatte, zu

geben, soll nur erwähnt werden, daß bei einer kürzlichdurchgeführtenUmfrage z.B.
im Kreise Lyck noch etwa 1200 brauchbare Webstühle festgestellt werden konnten. Durch
die billigen Massenprodukte der Jndustrie wurden die Erzeugnisse der ländlichen Heim-
arbeit jedoch in den letzten Jahrzehnten, vor allem nach dem Kriege, vom Markt und

leider zum großen Teil auch aus dem Hause verdrängt. Reste der alten Heimarbeit
blieben aber noch in einigen Teilen Ostpreußens,hauptsächlichin den abgelegenen Dörfern
und Höfen Masurens und in der Niederung, erhalten. Es werden da Haus- und

Küchengeräte, Spielsachen, Holzpantinen usw. geschnitzt Vor zwei
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Jahren machte man einen interessanten Versuch: Die Stadt Bartenstein erließ da-
Mals eiNen Aufruf, alte, ererbte Webereien aus den Schränken und Truhen zusammen-
zklsuchenDas Ergebnis war eine Fülle von Stoffen aller Art; es konnten in dieser
einen Stadt noch annähernd 60 verschiedene Webmuster und Webarten fnachgewiesen
werden. Und dabei handelte es bei den zusammengetragenen Stoffen nichtetwaum

Musellmsstücke,sondern um zum größten Teil noch heute in GebrauchbeflndllckzeVIE-
hänge-Tisch- und cBettderken und andere Erzeugnisse der Handweberei. Eine ahnliche
Fülle von Formen und INustern weisen auch andere Teile OstpreußensaufszDer «wer«t-
vollste Nest dieses alten Hausgewerbes ist die Teppichknüpferei. DieseWlk5»1n
der Umgebungvon L y ck seit Jahrhunderten ausgeübt. Jhre Erzeugnisse,die Glanzstucke
der Heimat- und Volkskundemuseen bilden, stehen dem Besten, was man auf diesem Ge-

biete kennt, nicht nach.
Seit einigen Jahren befassen sich nun verschiedene Stellen mit der Förderung

der H eimarb eit, und sie haben zum Teil schon beachtliche Erfol e erzielt. Man

hat sich dabei hauptsächlichum die Handweberei bemüht. Eine großeZahlvon Web -

ku rsen ist besonders in den südlichenund östlichenGrenzgebieten durchgeführtworden.
Jm Winter 1935s36 stnd es etwa 120 einzelne Kurse mit insgesamt über 1000 Teil-

nehmern gewesen. Man hat erreicht, daß die Heimweberei, die fast ausschließlichnllk

noch von alten Frauen betrieben wurde, auch bei der Jugend wieder Anklang findet und
daß breitere Volksschichtenwieder auf die schönen,brauchbaren Erzeugnisse solcher Arbeit
aufmerksam werden. Allerdings ist die Zahl der Heimarbeiter, die Ausschließlich
von der Handweberei leben, noch äußerst gering; aber als Nebenerwerb hat die
Heimarbeit durchaus ihre Bedeutung. Und gerade die Möglichkeit,dem kleinbäuerlichen
Elzetriebdurch sie zu einem zusätzlichenEinkommen zu verhelfen, verdient in landwirtschaft-
llch nicht besonders begünstigtenGebiete Beachtung. Aus dem Kreise Qrtelsburg wird
z. B. berichtet, daß einzelne Frauen durch Handweberei jährlichüber 200,— NM. zufüh-
lich verdienen. Das ist ein Betrag, der für die dortigen Verhältnisse durchaus ins

Gewicht fällt.
Der Ausgangspunkt der einzelnen Maßnahmen zur Förderung der Heimarbeit ist in

den meisten Fällen die Kreisstadt. So besteht in einigen Kreisen heute schon eine Stelle,
die sich je nach den gegebenen Verhältnissenganz verschiedenartig entwickelt. Als Beispiele
Mögen angeführt werden: die ,,.Heimarbeit G r o ß e s M o o sb r u ch«,das ,,H e i m -

werk Samland« und der ,,Kreisverein für Heimarbeit Sensburg«.Als ,zentrale Organisationbesteht seit Jahren der ,,V e r e i n fü r v o l k s t ü ni lich e

Heimarbeit« in Königsberg. Der BDM. hat sich in der Handweberei Ja-
b lP U Fest - dle sich Alls einer BDM.-Webschule entwickelt hat, eine eigene Form für die

HONIGBlegeschaffen Als privates Unternehmen besaßt sich die bekannte Seinen-
W 2 b ex e! Of a p ke i m mit Heimarbeit, die es ganz besonders verstanden hat,
den JZMNka schllchkeUnd schöne Leinenstickereienzu merken. Dazu kommen noch die
Bemuhungen der NS.-Kulturgemeindeund des Landesfremdenverkehrsverbandes,die es

verstanden haben, der VolkstumlichenHeimarbeit manche Anregung zu geben-
Neben dieser sogenannten volkstümlichenHeimarbeit gibt es H e i m a r b e i t n o ch

im Zusammenhang mit dem Bekleidungsgewerbe. Mindestens die
Halfte der ostpreußischenHennakbelkermuß dieser Gruppe zugezählt werden. J n s g e -

samt leben bisher in,Qstpreußen nur etwa 2500 Menschen ganz
ode»rZum größten Zell Von der Hefniarbeit Dazu kommen (nach groben
SchAtzUUSUONoch etwa 500 Menschen, Welche die »volkstümlicheHeimarbeit« neben-
beruflich oder als Kleingewerbetreibendeausüben-

Die Erfahrungen, die man mit der Heimarbeit vor allem in Sachsen und Schlesien
gemacht hak- haben gezeigt- daß es notwendig ist- diese in ganz bestimmte Bahnen zu
leicens Es kommt für Ostpkkußendarauf an- «die Heimarbeit in die wirtschaftliche Ge-
samtplanung einzubauen. Es ist notwendf , darüber Klarheit zu verschaffen, welche
Ziele man verfolgen will (Haupt- oder ebenerwerb, künstlerischeFortbildung usw.),
wo, mit welchen Mitteln und wen man fördern will und mit welchen besonderen Schwie-
rigkeiten (vor allem beim Absatz der Erzeugnisse)voraussichtlich zu rechnen ist. Eines
ist jedenfalls klar: Jn Verbindung mit dem gewerblichen Aufbau der Provinz fällt d e r

Heimarbeit die Aufgabe zu, die aus verschiedenen Gründen be-

sonders in den Grenzgebieten entstehenden räumlichen Lücke-n
in der industriellen Dukchsetzung auszufüllen. Die Heimarbeit kann
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damit besonders wirkungsvoll der Abwanderung der Grenzbevölkerung
entgegentreten; denn sie stellt erfahrungsgemäß eines der besten Mittel dar,
Menschen bodenverbunden zu machen. Die Heimarbeit soll Anregung zu werktätigem
Schaffen geben und den schöpferischenund gestaltenden Menschen Ostpreußens den Weg
zu selbständigerWerktätigkeitweisen. Sie soll ihnen damit die Möglichkeit bieten, über
die Heimarbeit hinaus bodenständigeund gesunde gewerbliche Betriebe auszubauen und

gleichzeitigden notwendigen Stamm tüchtigerArbeitskräfte heranzuziehen. Was in Ost-
preußen nottut, ist nicht der Heimarbeiter, der abhängig ist von der Willkür einzelner
Großindustriellerund Großhandelsgeschäfte,sondern der unternehmungslustige, fachlich ge-
schulte Und tüchtigeKleingewerbetreibende, der durch die Schule der

Heimarbeit oder des Hausgewerbes gegangen ist, dort bewährt
hat und dem aufgrund seiner TüchtigkeitHilfe und Förderung zusteht.

Dieses Aufgabengebiet wird einer Organisation zugewiesen werden, in der sich alles

zusammenschließt,was irgendwie aus sozialen, wirtschaftlichen, volkspolitischen und künst-
lerischen Fragen an der Heimarbeit interessiert ist. Die Arbeit dieser Organisation wird

deshalb erfolgreich sein, weil es ihr möglich ist, zu planen und zu lenken; sie kann den

Gleichklang zwischen Industrie und Heimarbeit sicherstellen. Durch sie kann gefördert
werden, was wirtschaftlich nützlichund künstlerischwertvoll ist, kann aber auch unter-

bunden werden, was sozial unerwünscht und geschmarklich entartet erscheint-
Dr. H. K ö g e l.

Bocksiod in der Adjektiv-Slowakei
Nach den Mitteilungen des Statistischen Staatsamtes in Prag zeigt die Bevölkerungs-

entwicklung in der Tscherho-Slowakei im Jahre 1936 folgendes Bild:

GeschlosseneEhen . . · . . 121-145"Totgeburten . . · . . 6225

Lebendgeburten . . . . . . 264 647 Sterbefälle. . · . . . 202 471

Demnach ergibt für 1936 ein Bevölkerungszuwachsvon 62 176 Personen bei insge-
samt 270 872 Geburten. Von allen lebend- und totgeborenen Kindern waren 140116

Knaben; das sind fast 52 v. aller Geborenen. Auf i 000 Einwohner umgerechnet gab
es im Jahresdurchschnitt 7,98 Ehen, 17,43 Lebendgeburten, 0,4-1 Totgeburten, 17,84
Geburten insgesamt, 13,34 Gestorbene. Der natürlicheBevölkerungszuwachsbetrug also
4,19 aufs Tausend. Auf 1 000 im Jahre 1936 geborene Mädchen kamen 1 071,7 Kna-
ben. Jn den einzelnen Verwaltungsgebieten des Staates vollzog die natürliche Be-

völkerungsentwicklungwie folgt:
Böhmen Mähren-Schlefien Slowakei Karpathenrußland

Ehen . . ." . . . . . . . . . 58 941 29 598 26 663 5 943
Gebuttcn insgesamt . . . . . . . 101 524 60 174 82 528 26 576
davon Lebendgeburten . . . . . . 98 936 58 906 80 664 26 141

Gestorbene . . . . . . . . . . . 93 856 45 371 48 512 14 732

natürlichcr Bevölkerungszuwachs . . . 5 080 13 535 32 152 11 409

Auf je 1 000 Einwohner entficlen:
Ehen . . . . . . . . . . . . 8,20 8,14 7,58 7,45
Geburten insgesamt . . . · . . . 14,03 16,56 23,49 33,30
Lebendgeburten . . . . . . . . . 13,67 16,21 22,96 32,76
Gestorbcne . . . . . . . . . . . 12,97 12,49 13,81 18,47
natürlicher Bevölkerungszuwachs . . . 0,70 3,72 9,15 14,29

An diesen Zahlen ist zunächstfolgendes interessant: Die Bevölkerungsentwicklungin der

Tschecho-Slowakei zeigt das für ganz Europa typische ost-westliche
G efä lle. Obwohl in den östlichstenGebieten die Eheschließungengeringer sind als in

den westlichen, ist die Geburtenzahl im Osten fast doppelt so groß als im Westen, obwohl
Karpathenrußlandim Verhältnis zu den anderen Gebieten die höchsteSterbeziffer und

die höchsteZahl der Totgeburten aufzuweisen hat. Während aber z. B. in Böhmen auf
1000 Einwohner fast kein Bevölkerungszuwachsmehr erfolgt, beträgt er ansteigend nach
Osten in Mähren-Schlesien noch 3,72 a.T., verdreifacht in der Slowakei auf 9,15 a.T.
und verfünffacht ungefähr in K a r p a t h e n r u ß l a n d auf 14,29 a. T., das als
das kleinste Verwaltungsgebiet, auch in absoluten Zahlen ausgedrückt,mit 11 409 Per-
sonen mehr als den doppelten Bevölkerungszuwachs aufzu-
weisen hat als Böhmen, das größte Gebiet.
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In Böhmen sind es in erster Linie die sudetendeutschen Grenzgebiet·e,
die in Auswirkungder nationalpolitischen und wirtschaftlichen Verhältnisse und Maß-
nahmen der Prager Regierung, einen beängstigendenBeoölkerungsrückgangaufzuweisen
habt-kl- SD zeigen die einzelnen sudetendeutschenLandschaften folgende Entwicklung:

Geburtcutückgaug im iudetcndcuifchen Raum 1925 bis 1935

«
Auf 1 000 Einwohner Stärke des Rück- Geb.uberschuß

Landschafi kamen Lebendgeburten ganges um . . »Ja OUf1000 END-

»

1925 1930 1935

Yvhmprwald. . . . . . 26,64 24,84 21,84 18,0 6.53

Pestbohmcn· . . . . . 25,02 21,40 18,12 27,6 3,40
Lgerlaxid . . . . . . . 22,13 19,84 13,07 36,9 1,55
Erzgebirge . . . . . . . 25,01 19,21 12,38 50,5 1,14

Föaazerland. . . . . . 24,77 22,66 15,81 36,2 2,32
Braunkohlengcbici . . . . 22,20 17,73 11,65 47,5 0,0«7
Elbegau . . . . . . . . 17,70 15.92 11,06 37,5 ——1,93
Potzeuiand . . . . . . . 20,50 18,87 1.4,22 30,6 —0,08
Niederland . . . . . . . 16,15 14,60 11,67 27,7 —2,06

Jeschken-Jsergebirge . . . 13,69 12,40 8,92 34,8 —2,61

Ostböhmeu . . . . . . . 19,88 16,82 13,35 32,9 —0,58
Schönhcngstgau . . . . . 21,69 18,38 16,42 24.3 3,01
Nordmährcn . . . . . . 22,58 19,59 15,38 31,9 1,46
Westjchiesieu . . . . . . 24,46 22,09 16,92 30,8 2,97
Odergau . . . . . . . 20,69 19,36 14,54 29,7 1,25
Siidmähkcn . . . . 24,30 22,04 16,67 31,4 2,74

Diese Uebeksichkzein zunächst,daß der Geburtenrückgang eine Erschei-
nung im ganzen sudetendeutschen Raum ist und somit die ganze
deutsche Volksgruppe eine rüfrkläufige Beoölkerungsentwick-
l u n g a u f w e i st. Die Zahlen weisen aber zugleich auf die Ursachen des drohenden
Volkstodes hin, wenn man bedenkt, daß die wohlhabendsten Gebiete schon in den Zeiten
wirtschaftlicher Hochkonjunktur zu den geburtenärnistengehörten (z. B. Elbegau, Polzen-
land, Niederland, Jeschken-Jsergebirge) und auf der anderen Seite die ärmsten Land-

schaften auch heute trotz aller Not und allen Elends die höchstenGeburtenziffern aufweisen
(z. B. Böhmerwald, die BöhmerwaldbezirkeWestböhmens, das Adlergebirge usw.).

Die bevölkerungspolitischeLage in den 8 größten s u d e t e n d e u t s ch e n Städten

ergibt nach den abschließendenErgebnissen des Jahre 1985 folgendes Bild; es entfallen
auf je 1 000 Einwohner:

Geburtenüber chuß
Stadt Lebendgeb. Sterbefälle bziv.-unters uß Einwohnekzllhl

Egee . . . . 11,32 11,23 09 33767
Aussig . . . . 10,29 11,45 : 1217 45 352

Hei-known. . . 9,81 11,73 —1,92 36170
Bar . . . . 9,64 11,84 — 28719
Gahionz . . . 9,67 12,08 — 2«41 37 268

Irr-ppan . . . 8,73 12,36 — 3J63 37 429
Lieschenberg . . 6,92 12,44 —5,52 40 001
Teplktz. . . . 6,85 13,98 — 7,13 31743

Mit Ausnahme der,Stadt,Egek wsist keine der angeführten Städte einen Geburtenüber-

schnßAuf-»sodaß sIe alle lhke Bebolketnngsziffernur durch ständigenZuzug vom Lande

erhalten konnen. .

»

«

Die BedeUkU"9,dek,Bevolkecsungsbilacljzder Tschecho-Slowakei aber liegt darin, daß sie
M ihkek Gesamthelk,emeVon sahe zU Jahr sich steigernde Verlustbilanz darstellt. Zum
erstenmal tritt die bisherals ein vitaler Staat geführte T s ch e ch o - S l o w a k e i m i t

ihren GebUkkenzlffecn hlnkek Frankreich und England. Der Ein-
wohnerzuwachs betrug im Jahre-

1933 . . . go 676 Seelen 1935 « » » 70 527 Seelen
1934 . . . 79 812 » 1936 . . . 56 633

,-

Tritt in dieser Entwicklungkeine Aendeklmg ein, hat die Tschecho-Slowakei bereits im

Jahre 1940 keinen EinwohneszkPUchSMehk zU Verzeichnen Vor der Tschecho-Slownkei
mit 17,8 Geburken Auf-i000 EMIVOHUFVstehenmit noch geringeren Ziffern Norwegen
mit 44,8, Oesterreichmit 14,3, Schweden mit 13,7.

Diese Entwicklung hAt besonders m m « l i kjäk i s ch e n Kreisen der Tschecho-Slowakei
zu ernsten BesorgnissenAnlaßgegebenUnd dle Regierungveranlaßt, das militärwissen-

schaftliche Institut um eine neue Abteilung,zu erweitern, die nach eigenen Angaben mit

bevölkerun spolitischenFragen zu beschasklgenhak: ,,Zweck der Abteilung ist die wissen-
schaftlicheBearbeitungeiner ReihewichtigsterbevolkerungspolitischerProbleme, soweit sie

aus- die Wehkhaftigkeitbeziehen . . . Genaue Angaben über die augenblickliche
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N e k r u te n k a p a z i t ä t gibt es aus begreiflichen Gründen nicht. Nach den bisherigen
Veröffentlichungen,insbesondere des tschechischenBevölkerungspolitikersund Universitäts-
professors Chura kann sie für das Jahr 1937 etwa mit 125 000 angesetzt werden. Die

meisten Stellungspflichtigen werden der Heeresverwaltung im Jahre 1941, und zwar etwa

170 000 an der Zahl, zur Verfügung stehen. Von da ab sinkt die Ziffer entsprechend dem

fortschreitenden Geburtenrückgangin bedenklicher Weise. Für das Jahr 1946 hat Chura
142 000 Nekruten errechnet und 1955 werden es nur noch 108 000 sein. Damit erhält die

Geburtenfrage einen überaus ernsten Charakter, denn schon 1960 wird die Zahl der jähr-
lichen Stellungspflichtigen unter die Hunderttausendgrenze gefallen sein. Dr. K. V.

Deutsche Gchulnoi in Polen
Einen Einblick in die Schwierigkeiten, die der E n t w i ck l u n g d e s d e u t s ch e n

Privatschulwesens in Ostoberschlesien bereitet werden, gewähren folgende
fünf Fälle, in denen es um seit Jahren unerledigte Beschwerden des Deutschen Volks-
bundes handelt:

i. Errichtung einer privaten Nkinderheitsvolksschule in

Königshütte; die Beschwerde läuft seit März 1934. Hier werden von den polni-
schen Behörden zur Verhinderung des Bauvorhabens angeblich b e r g b a u te ch n i s ch e

Hinderungsgründevorgeschoben, die aber von sachverständigerbergbautechnischer Seite

längst widerlegt sind. Jn unmittelbarer Nähe des vorgesehenen Bauplatzes auf einem

Gelände, das bergbautechnisch genau so liegt wie das für den deutschen Schulbau vor-

gesehene Grundstück,befinden sich zwei polnische Schulen, die bisher noch keinerlei Schaden
erlitten haben und voraussichtlich auch keinen erleiden werden.

2. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksschule in
N y b n i k ; die Beschwerde läuft seit Januar 1935. Die Baugenehmigung wird abgelehnt,
weil der Bau in der G re nzn ä h e geplant sei. Andere Bauten in derselben Zone sind
aber genehmigt worden und werden auch weiter genehmigt. Der Ablehnungsgrund ist
um so weniger stichhaltig, als der Bau der Schule innerhalb der geschlossenenOrtslage
der Stadt Nybnik vorgesehen ist.

B. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksschule in

Ma kosch a u ; die Beschwerde läuft seit Januar 1935. Die polnische Behörde erklärt,
daß das Bauprojekt mit dem B e b a u u n g s p l a n von Makoschau unvereinbar sei.
Außerdem läge der vorgesehene Bau innerhalb der Grenzzone. Trotzdem sind in

unmittelbarer Nähe des Bauplatzes für den Bau von anderen Häusern die Baugenehmi-
gungen anstandslos erteilt worden.

4. Errichtung einer privaten Minderheitsvolksschule in

K a t to w i tz ; die Beschwerde läuft seit März 1935. Nachdem zunächstg e l ä n d e -

tech n e Schwierigkeiten vorgeschoben wurden, die durch den Deutschen Schulverein
beseitigt wurden, wird plötzlichdurch einen Beschluß des Magistrats Kattowitz der Platz
für eine Grünanlage vorgesehen erklärt. Der Beschluß dient offensichtlich nur zu
dem Zweck, dem Deutschen Schulverein den Bau unmöglich zu machen, denn bis heute
hat noch niemand in Kattowitz daran gedacht, den Platz zu einer Grünanlage umzu-

gestalten, und wird man vermutlich nie daran denken, nachdem der Zweck erreicht worden

ist, den Schulbau auf dem im Eigentum des Deutschen Schulvereins stehenden Grund-

stückunmöglichzu machen.
5. Genehmigung zur Benutzung der Turnhalle im Minder-

heitsgymnasium in Nybnik für Schülervorstellungen u. dergl.
Durch die u n b e g r ü n d e t e Ablehnung von Umbauten wird es dem Deutschen Schul-
verein unmöglich gemacht, die Turnhalle für Theaterveransialtungen der Schüler usw«

b .zu enutzen
F

Die skandalösenZustände an der öffentlichen Minderheitsschule
mit deutscher Unterrichtssprache in Kattowitz Il haben den deutschen
Elternverein schon mehrfach zu Eingaben an die Unterrichtsabteilung der Kattowitzer
Wojewodschaftveranlaßt. Die vier nationalpolnischen Lehrkräfte dieser Schule benutzen
den Unterricht zu einer systematischenVerächtlichmachungdes Deutschtums· Jn der von
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der Poli«Chvwanier geleiteten Klasse sind lärmende Zwischenfälle, die

dFkchdle deukschfeindlicheEinstellung und pädagogischeUnfähigkeitdieser Person provo-

zlekk»werden- zu einer gewohnten Erscheinung geworden. Der Unterricht des Polen
ZFIchDWski ist derart, daß die deutsche Elternschaft gezwungen gesehen hak- zur
Slcheklmg ihrer Kinder vor moralischem Schaden die Abberufung des Zajchowski zu

kadEkllsDer polnische Schulleiter S t a r m a ch zwingt die deutschen Kinder, die Klassen-
zlmmek zu reinigen und die Fenster zu putzen, obwohl es in der Schule einen hierfür

besoldkkkllSchuldiener gibt. Und der Pole Matuszewski liebt es, die deutschen
Kinder für die geringsten Vergehen mit gesundheitsschädlichenStrafen zu belegen. Der

Unterrichtsabteilungder Kattowitzer Wojewodschaft sind die seelischen und körperlichen
INIßhandlungemdenen die deutschen Kinder dieser Schule ausgesetzt sind, seit langem
bekannt Das Treiben der Starmach, Zajchowfki, Chowaniec und Matuszewski aber

scheint ganz im Sinne dieser amtlichen Stelle zu liegen.
Ir-

Der deutsche Bolksangehörige F r a nz J u r z y k in Czirsowitz (Oskoberschlesien)hatte
im Jahre 1935 sein Kindzur deutschen Schule angemeldet. Sein Antrag
war abgelehnt worden. Jurzyk hatte daraufhin verlangt, daß sein Kind einer S p r a rh -

prüfung vor der Gemischten Kommission unterzogen wird. Auch dieser Antrag war

abgelehnt worden. Da es ihm auf diese Weise unmöglichgemacht worden war, sein
Kind in die deutsche Schule zu schicken,ließ er es, gestütztauf den entsprechenden Artikel
des Genfer Abkommens, vier Monate lang überhaupt keine Schule
b e such e n. Er wurde zunächstim Verwaltungswege zu 20 Zloty Geldstrafe verurteilt,

wogegen er Berufung einlegte, so daß die Angelegenheit schließlichvor die Nyb niker

S t r a f k a m m e r kam. Trotzdem Jurzyk nicht nur moralisch, sondern auch juristisch
im Recht war, wurde er von diesem polnischen Gericht zu 134 Zloty Geld st r afc
oder ersatzweise zu 64 Tagen Haft verurteilt.

Von Seiten des örtlichen Deutschtums wird bereits seit längerer Zeit der Bau

einer deutschen Privatschule in Waldau im Kreise Schwetz
g e p l a n t. Diese Absicht hat den polnischen W e st v e r b a n d in Erregung versetzt.
Mitte April hat er eine Versammlung nach Prust zusammengerufen, die in einer

Entschließung ihren Niederschlag sand. Darin hat der Westverband den Bau einer

deutschen Privatschule in Waldau als »überflüssig«bezeichnet, da die deutschen Kinder,
die für eine solche Schule in Frage kämen, ja ohnehin die deutschen Abteilungen an den

foenkllchenPvlnischenSchulen besuchen. Weiter hat es in der Entschließunggeheißen,
daß dle Eroffnungder geplanten Schule »die elementarsten nationalen Interessen der

polnischenYevvlferutägbedroheund die Existenz der polnischen Schulen der Umgebung
untergrabe, Dlefk efurchtungist sehr interessant. Sie besagt nämlich nichts anderes,
als daß Waldau und Umgebung ein so stark von deutschen Volksangehörigenbewohntes
Gebiet ist, daß polnische Schulendort, wenn es nur nach dem Willen der Eltern und nicht
nach dem Druck der polnischen Behörden ginge, überhaupt nicht existenzfähigwären und
von Rechts wegen durch deutsche Schulen ersetzt werden müßten. Die Veranstalter der

Prusier Versammlung hahell sich in dieser kläglichen Situation keinen anderen Nat

gewußt als den, die Verkrelbung der gefährlichenDeutschen zu fordern.

Ostiand-Chronit
Polnische Zahlen

Jn Polen gibt es in den polnischen
Schulen rund 400 000 Schüler, die deut-

schen Sprachunterrieht erhalten,
rund 80 000, die französischenSprach-
unterricht nehmen, und nur knapp 30 000,

die englischen Sprachunterricht haben. —

Jn Polen werden zur Zeit rund 677000

Nundfunkhörergezählt Damitsteht

Polenin Europa an achter Stelle. An der

Spitze der europäischen Staaten steht
Deutschland mit über 8 Millionen Rund-

funkhörern Es folgen England, Frank-
reich, Holland, Schweden, die Tschecho-
Slowakei und Belgien. — Die G e s a m t -

auflagenzahl der Tagespresse
in P o l e n wird auf etwa 2 Millionen
Stück geschätzt.Nimmt man 21 Millionen
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Einwohner an, die über 17 Jahre alt sind
und damit als Zeitungsleser in Frage
kommen, so bedeutet das, daß nur jeder
achte oder neunte Einwohner Polens eine

Tageszeitung hält. —- Jn ganz Polen gibt
es 2080000 Fahrräder. Davon ent-

fallen allein auf die Wojewodschaften
Posen, Pommerellen und Schlesien 1 040 000

Fahrräder, also genau die Hälfte des

Gesamtbestandes Polens· — Polen hat
durch Streiks in den Jahren 1933 bis

1935 nicht weniger als 8114 072 Arbeits-

tage verloren. — Jm Jahre 1936 sind in

Polen der Polizei insgesamt 560 000 V e r-

brechen und Vergehen bekannt ge-
worden: 478 000 Diebstähle, 27 000 Be-

trügereien,19 500 schwere Körperverletzun-
gen, 7 951 Fälle von Hehlerei, 6002 Fälle
von Fälschungen, 5670 Fälle von An-

stiftung zum Verbrechen, 5616 Fälle von

Widerstand gegen die Staatsgewalt, 2 719

Brandstiftungen, 1 952 Raubüberfälle,
1830 Morde, 1738 Mordversuche und

888 Kindermorde.

Die jüdischePresse in Polen
Jn dem polnischen Pressekatalog »Para«

sind u. a. auch die in Polen erscheinenden
jüdischen Blätter verzeichnet. Für
das Jahr 1936 werden dort 102 d i s ch e

O r g a n e , darunter 30 Tageszeitungen,
aufgeführt· Als jüdischwerden hier nur

die im Jargon oder in hebräischer
Sprache gehaltenen Blätter bezeichnet,
ferner diejenigen Organe in p o l n i s ch e r

Sprache, die offiziell jüdischenAngelegen-
heiten dienen, nicht also auch die zahlreichen
polnischsprachigen Blätter, die zwar von

Juden geleitet oder mehr oder minder stark
von Juden beeinflußtwerden, aber für die

polnische Oeffentlichkeit bestimmt sind. Von
den genannten 102 Organen sind 9 in pol-
nischer, einige in hebräischerSprache, alle
anderen aber im Jargon gedruckt. Das

Zentrum des jüdischen Pressewesens in

Polen ist die Hauptstadt W a r s ch a u
,

wo allein 28 jüdischeBlätter erscheinen. Die

übrigen Blätter verteilen auf die ein-

zelnen Wojewodschaften wie folgt: Bialy-
stok 9, Lodz und Wilna je 8, Wolhynien
und Kielce je 7, Lublin, Lemberg und Pole-
sien je 6, Nowogrodek und Stanislau je 4,
Warschau (ohne Stadt), Krakau und

Schlesien je Z. Keine jüdischenBlätter er-

scheinen nach dem genannten Katalog in
den Wojewodschaften Tarnopol, Posen
und P o m m e r e l l e n. Die meisten jüdi-
schen Blätter sind allgemeinen, politischen,
sozialen und kulturellen Fragen gewidmet;
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einige auch bestimmten Sonderfragen, wie

Sport, Handel usw. Auffällig ist, daß die

Juden in Polen keine einzige Zeitung oder

Zeitschrift besitzen, die religiösen Fragen
gewidmet ist.

,,Bücherrat für Polen«
Jn Warschau wurde ein »B ü ch e r r at

für Polen« ins Leben gerufen. Den

Borsitz führt der ehemalige Außenminister
August Zaleski. Der Bücherrat will

alle am Buch interessierten Kreise umfassen,
Verleger, Drücker, Papiersabrikanten, Buch-
händler, Schriftsteller usw. Seine Aufgabe
soll sein, für das Buch Propaganda zu

machen. Das scheint in Polen sehr nötig
zu sein. Denn der polnische Büchermarkt
befindet in einem traurigen Zustand,
nicht nur, weil die Menschen kein Geld

haben, Bücher zu kaufen, sondern auch,
weil sie kein Jnteresse haben, Bücher zu

lesen. Der Buchhandel ist in Polen ein

schlechtes Geschäft;die Rentabilität

im polnischen Sortimentsbuchhandel wird

mit 272 v.H. berechnet. Die Lage nicht bloß
der kleinen, sondern auch der großen Buch-
handlungen ist so schlecht, daß viele dazu
übergegangen sind, ihrem Geschäft Ab-

teilungen anzugliedern, in denen sie alle

möglichen anderen Dinge, die sich mehr
lohnen, verkaufen. Das polnische Dorf
kommt als Bücherkäuferkaum in Betracht.
Ein Drittel der Bevölkerung Polens besteht
aus Analphabeten. Ein sehr reich-
liches Drittel ist nichtpolnischen
Volkstums Eine J n t e l l i g e n z , die zur
Lektüre eines durchschnittlichen Unterhal-
tungsromanes ausreicht, ist das Privileg
einer im Vergleich zu europäischenLändern
kleinen Bevölkerungsschicht. Die V o l k s -

b ü ch e r e i e n in Polen enthalten etwa

6 Millionen Bände; sie werden von etwa

4 v. der Bevölkerung in Anspruch ge-
nommen. Das ist ein sehr geringer Vom-

hundertsatz angesichts der Tatsache, daß
selbst in Wohnungen gebildeter polnischer
Familien nur selten ein Bücher-
schrank zu finden ist. Jn den ge-
bildeten Kreisen, die als Bücherkäufer in der

Hauptsache in Frage kommen, steht das

polnische Buch überdies noch der scharfen
Konkurrenz der fremdsprachigen Literatur

gegenüber, gegen die es auf manchen Ge-

bieten nicht recht aufzukommen vermag.
Die schlechteGeschäftslage des Buchhandels
in Polen läßt in ihrer Bedeutung erst
richtig übersehen,wenn man erwähnt, daß
es im Jahre 1935 in ganz Polen nur 950

Buchhandlungen gab, in Deutsch-
land dagegen 15 000, daß also je eine Buch-
handlung in Polen auf 30 750, in Deutsch-



land dagegen auf 4200 Einwohner ent-

fielzdaß»weiter eine Auflage von 5000
Skuck sUk ein Buch in Polen bereits eine

»AkkNekordleistungbedeutet, während z· B.
M dem kleinen Holland die Durchschnitts-
AUslclgeder dort erscheinenden Bücher etwa

10900 beträgt· Was der neue ,,Bücher-
FCkgegenüberdieser Misere anfangen will-
Ist Ulchkohne weiteres klar. Mit der Her-
clUsgabeeines »Führers durch die

U ch e r w e l t« i t es nicht getan. IRan
wird das Uebel an der Wurzel packen und

erstens bessere Bücher schreiben und zweitens
den Menschen das Lesen und Schreiben bei-

bringen müssen. Das aber sind Dinge, die

Zeit in Anspruch nehmen, — und auch
dann noch nicht immer gelingen.

Einreisegenehmigung verweigert
Die deutsche Chorvereinigung

K ö n i g s h ü t te hatte die Absicht, gemein-
sam mit dem Meisterschen Gesangverein
(Berlin) in Kattowitz das große Chorwerk
von Bossi »Das verlorene Paradies-« zur
Ausführung zu bringen. Die Veranstaltung
mußte jedoch in letzter Stunde abgesagt
werden, da die polnischen Behörden d e n

für dieses Konzert verpflich-
teten reichsdeutschen Solisten
die Einreisegenehmigung ver-

w e i g e r t e n.

Filmabkommen mit der Tschecho-Slowakei«
Zwischen Deutschland und der Tschecho-

Slowakei ist ein Filmabkommen zustande-

gzekglmnzendJnscgem
Abkommen wird die

a er eut sprachi en ilme t e-

chischer Produktion, die gzurFEinfUhk
Reich Zugelaslen sind- Auf fünf festgesetzt
und ferner bestimmt, daß für jeden solchen
Film, der im Reich zur Ausführungzuge-
lassen wird, 15 reichsdeutsche Filme in der

Tschecho-Slowakei erscheinen dürfen. Jm

vergangenen Jahre sind in der

Tschecho-Slowakei 1125 Filme in einer

Gesamtlänge von 1053 660 Metern zur

Ausführung zugelassen worden. Davon sind
nur 273 Filme in der Tschecho-Slowakei
selbst hergestellt worden. Unter den an der

tschechischenFilmeinfuhr beteiligten Ländern
haben die Vereinigten Staaten mit 425

Filmen (410700 Meter) an erster Stelle

und das Deutsche Reich mit 285 Filmen
(271480 Meter) an zweiter Stelle ge-

standen. Es folgen Oesterreich mit 44, die

vajetunion mit 34, Frankreich mit 27,

England mit 12, Jtalien mit 7, Japan mit
B- Palästina, Portugal und die Schweiz
mit je 2 Filmen usw.

Heimindustrie in Tilsit
In Tilsit ist eine Werkstube zur

Anlernung von Heimarbeitern
eingerichtet worden. Erlernt werden soll die

Herstellung von Kinderspiel-
zeug. Zwar werden in der Umgebung
Tilsits, vor allem im Moosbruch, von der

Landbevölkerung schon seit altersher ein-

fache Spielsachen,Pferdchen, Puppenwagen
und dergleichen, gebastelt, die dann an den

Markttagen in Tilsit zum Teil auch zum

Verkauf gestellt werden. Was diesen
Sachen aber fehlt, ist die formale Voll-

endung; sie sind zu primitiv, um einen

breiteren Absatz finden zu können. Auf
diesen vorhandenen Anfängen soll nun fort-
gebaut werden. Die Initiative hat bei der

Stadt Tilsit gelegen. Sie hat einen ge-

eigneten Raum, das notwendige Material
und Handwerkszeug zur Verfügung gestellt.
Zur Anlernung in der Werkstube können

zunächstWohlfahrtsempfän-
ger melden; sie können hier einen be-

stimmten Prozentsatz zu ihren Unterstützun-
gen hinzuverdienen. Es besteht die Absicht,
den Wohlfahrtsempfängern durch die Heim-
arbeit in absehbarer Zeit zu ein er von

der öffentlichen Fürsorge un-

abhängigen Existenz zu verhelfen.
Von den Arbeitern, die das Wohlfahrtsamt
für die Werkstube ausgesucht hat, ist etwa

die-Hälfte bei der Stange geblieben. Der

Ausbildung der Arbeiter hat besonders
der Holzbildhauer Sinz angenommen; er

hat eine ganze Reihe netter, humorvoller
Modelle unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellt und, gleichfalls unentgeltlich, die An-

lernung der Arbeiter auf genommen.
Später, wenn sie eine genügendeGe-

schicklichkeit angeeignet haben, sollen die
neuen Heimarbeiter zu Hause und unter

tätiger Mitwirkung ihrer Familienange-
hörigen selbständig weiterarbeiten. Die

Fertigwaren soll dann einer Sammel-

sk,el l e zugeführt werden, die den Verkauf,
die prozentualeVerteilung der einlaufenden
Dickng die Neubeschaffung von Material
Usws PesokgksDiese organisatorische Arbeit
soll jedoch den Preis nicht belasten; die
Stadt Tilsit wird wahrscheinlich einen ihrer
Beamten oder Angestellten mit dieser Aus-
gabe ehrenamtlich betreuen.

Die Memoiren des Bischofs

Wenn ein Bischof seine Lebenserinne-
rungen schreibt, so ist man zunächst dazu
geneigt, anzunehmen, daß das eine mehr
oder weniger erbauliche Angelegenheit wird.

Daß das nicht immer der Fall ist, hat der
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Bischof J. Staugaitis in seinen
»Erinnerungenaus der Zeit der preußischen
Verwaltung« bewiesen. Dieser hochgestellte
litauische Geistliche ergeht darin in den

übelstenHetzereien gegen die deut-

sche Okkupationsverwaltung
Nordost: Von den Deutschen seien den

litauischen Städten »unerträglicheKontri-
butionen« auferlegt worden. Die Litauer

hätten diesen ,,modernen Räubern« ver-

gebens klarzumachen versucht, daß sie das

russische Joch nur unter dem Zwang der

Verhältnisse -trügen. Die deutsche Ver-

waltung sei ein elastischer und starker, zu-

gleich aber auch »ein grausamer und harter
Apparat-« gewesen. Menschentränen hätten
die deutschen Beamten nicht zu Mitleid,
sondern höchstens zu Hohn veranlassen
können. Das geringste und häufig durch
Mißverständnisse verursachte Vergehen sei
von ihnen aufs schärfste bestraft worden«

Die Schuldigen habe man ,,ins Gefängnis
gesteckt, mit Nuten geschlagen, mit Pferden
geschleift und häufig erschossen". Derartige
Grausamkeiten, wie sie die deutsche Ver-

waltung vollbracht habe, habe das Land

noch niemals erlebt. Doch hätten die

Litauer bald die schwache Stelle der deut-

schen Beamten entdeckt und deren Bestech-
lichkeit auszunutzen verstanden. Gegen ein

Pfund Butter oder Speck habe »das
Preußlein Blindheit und Unkenntnis ge-

spielt«. Ohne diese deutsche Bestechlichkeit
wären die Litauer während der deutschen
BesatzungszeitHungers gestorben«.— Diese
»Erinnerungen«sind nicht vor 10 Jahren,
sondern am 21. Februar 1937 erschienen.
Es ist angebracht, zu fragen, was von deut-

scher Seite gegen die eine derartige Ver-

ächtlichmachungder deutschen Armee, die in

Litauen an der Tagesordnung ist, unter-

nommen wird.

Bücher über den Osten
Geschichte dcr Freikorps 1918—1924. Von

Edgar v. Schmidt-Pauli. Verlag
Robert Lutz Nachfolger Otto Schramn1, Stutt-

gart 1936. 371 Seiten. Preis Leinen 8,50 RM.
Der Verfasser hat für seine Arbeit amtliche
Quellen, Zeitberichte, Tagebücher und persön-
liche Mitteilungen ehemaliger Freikorpsführer
benutzt· Er hat den ersten Versuch unter-

nommen, eine zusammenfassende Darstellung des

Nachkrieges (nicht der Nachkriegszeit) zu geben,
also jener Aktionen deutscher Soldaten, die, als
der Rahmen der alten Armee zerbrochen war,
im Baltikum und in Berlin, in Oberschlesien
und im Nuhrgebiet, in Mitteldeutschland und in

München und wo überall es sonst notwendig war,
die Grenzen und den Bestand des Reiches gegen
die Habgier der Nachbarn und die Gefahr der

bolschewistischenAufstände schätztenEs ist, wie

gesagt, der erste Versuch einer Gesamtdarstel-
lung dieses weitschichtigen Themas. Es ist
mehr eine historische Reportage, die sich leicht
und flüssig liest, als eine Arbeit, die den poli-
tisch-militärischenCharakter der Freikorps und

ihre weltanschaulich-soldatische Wirkung ergrün-
det. Man wird in den Einzeldarstellungen, bei

denen Schmidt-Pauli viel mit Zitaten aus-den

Schriften ehemaliger Freikorpsführer arbeitet,
viele Ungenauigkeiten feststellen können. Man
wird in manchen Fällen sagen können, daß
Wichtiges übersehen, weniger Wichti es aber

dargestellt worden ist. Man muß z. darauf
aufmerksam machen, daß im Kampf um Posen,
dem der Verfasser ganze 2Z Seiten (!) wid-
met und von dem er keine Ahnung zu haben
scheint, über 1000 Deutsche gefallen sind, mehr
als in Oberschlesien oder im Baltikum, mehr
als bei München und im Nuhrgebiet. Man
kann vielleicht auch sagen, daß es dem groß-
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deutschen Denken entsprochen hätte, wenn ähn-
liche Kämpfe, die sich seinerzeit in Oesterreich
abspielten, mit berücksichtigt worden wären.

Man kann weiter einwenden, daß manche Fra-
gen, deren Beantwortung die Bedeutung und

den Charakter der Freikorps schärfer hervor-
treten ließe, gar nicht behandelt oder nur flüch-
tig gestreift worden sind; wie etwa die Frage
ihrer politischen Haltung, ihres Verhältnisses
zur Arbeiterschaft und zum Bürgertum, ihrer
Werbung und Propaganda u.a.m. Die Ge-

schichte der Freikorps, die man sich wünscht,
ist das Buch von Schmidt-Pauli jedenfalls nicht.
Die Brücke vom Frontheer zu den Freikorps
und von den Freikorps zur Gegenwart ist hier
zwar angedeutet, aber noch nicht geschlagen.
Jmmerhin ist das Buch als eine lebhaft und

spannend geschriebene Skizzierung der Nach-
kriegskämpfe,als eine Arbeit, die (in allerdings
recht oberflächlicherForm) den Freikorps ihren
Platz in der Geschichte des deutschen Volkes zu

sichern bestrebt ist, zu verzeichnen· Dr. K.

Wolfgang Kapp und das Märzunter-
nehmen vom Jahre 1920. Von Ludwig
Schemann. . Lehmann Verlag,
München 1937. 236 Seiten. Preis geheftet
4,80 NM., Leinen 6,— RM. — Der Ver-

fasser gehört zum engeren Freundeskreise der

Familie Kapp. Er nennt sein Buch »ein Wort

der Sühne«· Es ist seine Absicht gewesen, dem

Namen des Generallandschaftsdirektors, der

dem improvisierten Putsch vom März 1920

seinen Namen gegeben hat, eine bessere Reso-
nanz in der deutschen Oeffentlichkeit zu ver-

schaffen. Der Versuch ist mißlungen. Die

Hälfte des Buches beschäftigtsich mit den Vor-

fahren Kapps und dessen Lebenslauf, der, in den

Vereinigten Staaten beginnend, sich in der



Hauptsache im Finanzministerium,im Gubener

LCMDFAMAMDim Landwirtschaftsministerium
und In der Direktion der OstpreußischenLand-
lchllfk Ubgelpielt hat. Der Verfasser begeht, in
dem Bestreben,seinen Helden im besten Lichte
kklchelnen zu lassen, einen psychologischenFehler:
ek belegt Kapp fast von der ersten Seite an,

ehe er überhaupt etwas Sachliches über ihn
mlkgkteilthat, mit den tönendstenSuperlativen,
el·,mmmt das Urteil, das er beim Leser erwecken
MU- als gegeben vorweg. Das ist ein Ver-

lflhkethdas seiner Darstellung etwas vom Stil
einer konventionellen Grabrede gibt. Für die

kuge, die weitere Kreise interessieren könnte,
Nämlichfür die Frage, was Kapp politisch be-
deutet hat, ist die erste Hälfte des Buches, in
der dieser als ein tüchtiger, energischer und

gedankenreicher Verwaltungsbeamter dargestellt
wird, ohne Belang. Und im zweiten Teil, der

sich mit dem Märzunternehmen beschäftigt,ist
von dem, was Kapp dabei für eine Rolle ge-
spielt hat, eigentlich herzlich wenig die Rede.

Nach einer zusammenhängendenund brauchbaren
Schilderung der Vorgeschichte des Putsches und

dessen, was sich in den fünf Märztagen wirklich
abgespielt hat, sucht man in dem Buche ver-

gebens. Der reichliche Gebrauch von allgemeinen
Redensarten kann den fehlenden Tatsachen-
bericht nicht ersetzen. Die Darstellung ist in

dieser Hinsicht so dürftig, daß man schließlich
versucht ist, zu fragen, warum dieses ganze
Unternehmen überhaupt nach Kapp benannt
worden ist. Es ist schwer einzusehen, wieso mit

diesemBuch dem Andenken des Politikers Kapp
ein Dienst erwiesen worden sein soll. Vor allem

fehlt eines in diesem Buche: der Versuch einer

geschichtlichen Eingliederung des Kapp-Unter-
nehmens. Kapp hat weder, wie ihm von seinen
damaligen Feinden vorgeworfen wurde, »eine
deutsche Aufwärtsentwicklunggehemmt«, noch
»ein Verbrechen am Volke« begangen; er hat
weder »den deutschen Abstieg beschleunigt«,noch
ist er ein ,,Eindrinqling in die deutsche Ge-
schichte«gewesen. r hat mit seinem Unter-
nehmen einfach eine geschichtlicheEpoche zum

Abschlußgebracht. Sein Unternehmen hat den

Nachweis erbracht, daß das Zweite Reich, zu
dem er seiner ganzen Wesensart nach gehörte,
unwiderbringlich dahin ist. Und wenn man ihn
und sein Unternehmen mit der nationalsozialisti-
schen Revolution in Verbindung bringen will,
dann kann das nur in der Weise geschehen, daß
man den Putsch als das geschichtlicheSignal
dafür begreift, daß einer, der Deutschland wieder

hochbringen wollte, von Grund auf und radikal
neu anfangen mußte. Hierzu aber haben Kapp
zweifellos die Voraussetzungen gefehlt. Er ist
ein ehrlicher Patriot gewesen, aber kein Natio-

nalist; er ist ein überaus befähigter Verwal-«
tungsbeamter gewesen, aber weder ein Führer
Uvch ein Revolutionür. Kapp steht nicht am

Anfang einer neuen, sondern am Ende einer

alten Zeit. Er hat zu deren besseren Reprä-
sentanten gehört. Die Linie, die von der Front
Über die Freikorps zum Nationalsozialismus
fühkk- läuft an Kapp vorbei, obwohl die Frei-
kaPs bereit gewesen sind, sich dem Kapp-Unter-

nehmen für die Niederwerfung der November-«

revolte zur Verfügung zu stellen. Dr. K«

Für des Reiches Ostmark starben 1918

bis 1920. Zusammengestellt von Friedrich
Ka rl Krie b e l. 59 Seiten. Preis 3,30 RM.
— Dieses Ehrenbuch der deutschen Ostmark
sollte all denen zu denken geben, die schon ver-

gessen haben, daß deutsche Menschen inmitten

des Zusammenbruchs von 1918s20 sich bis zum

Aeußersten für das verkannte und verratene

Posener Land eingesetzt haben. Ueber 1000

Deutsche-sind im Nachkriege um dieses Land,
ihre Heimat, in der Abwehr des polnischen
Aufstandes gefallen. Jn dem Ehrenbuche, das

schlicht und würdig ausgestattet ist, sind ihre
Namen, ihre Todesorte und -daten verzeichnet.
Auf jeden Text, der den Ernst dieser Namens-

reihen nur ins Pathetische oder ins Sentimen-
tale hätte verfälschen können, ist verzichtet
worden. Nur die Bilder einiger Sammel-

gräber von Grenzschutzgefallenen, Abbildungen
der Ehrenzeichen des Grenzschutzes und einer der

knappen, preußischenSprüche von Walter Flex
sind beigefügt worden. Es ist eine mühsame
Arbeit gewesen, alle hier verzeichneten Namen

und Daten zusammenzutragen. Nun aber, da

diese Arbeit getan ist, soll sie für Posen und

sein Deutschtum zeugen. Sie soll dazu bei-

tragen, daß neben denen, die im Baltikum die

Ehre des deutschen Namens verteidigten, und

denen, die den Annaberg stürmten, die nicht
vergessen werden, die für Posen starben. »Ver-
geßt nie, daß das heiligste Recht auf dieser
Welt das Recht auf Erde ist, die man selbst
bebauen will, und das heiligste Opfer das Blut,
das man für diese Erde vergießt«. Auch für
die, um derentwillen mehr als 1000 Deutsche
im Kampf um Posen fielen, soll dieses Führer-
wort gelten. Dr. K.

Die Werschetzer Tat. Ein Roman von

Bauern und Reitern. Von Karl von

M öller. Georg Westermann Verlag, Braun-

schweig 1936. 287 Seiten. Preis Leinen
4,80 RM. — Der Roman spielt in der Zeit
der letzten Habsburgerkriege gegen die Türken
am Ausgang des 18.Jahrhunderts. Sein Ver-

fasser, der zur Zeit das Kulturamt der Sieben-

bürger Deutschen in Hermannstadt leitet, war

während des Krieges Generalstabsoffizier der
Banater Division und vertrat von 1919 bis
1927 die Banater Deutschen im rumänischen
Parlament. Das Buch behandelt die Tat eines

deutlchen Bauern aus dem Banat, der zu-
sammen mit einer Handvoll Gleichgesinnter das
vom Türkeneinfallbedrohte Werschetz befestigt,
verteidigt und so vor der Brandschatzung und

Zerstörungdurch die Unglüubigenrettet. Plastisch
und lebenswahr sind die Gestalten der schwäbi-
lchenBauern, der kaiserlichen Reiter, der wala-

chischenRäuberhirtengezeichnet. Bunt und be-

wegt ist die Sprache des Buches, das die Worte
der Personen in ihren dialektischen Färbungen
gibt, das leichte Wienerisch, das breite. und

lelbstsichere Schwäbisch, das gutgemeinte, ge-

brochene Deutsch der Walachen und Magyaren.
Klar und kräftig wird das von harter Arbeit
und Kriegsnot erfüllte, zwischen reicher Ernte
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und zerstörender Türkennot schwankende Leben
der schwäbischenBauern geschildert, die Habs-
burg als schützendenWall gegen die Türken und
als erziehendes Vorbild für die anderen Völker-

schaften im Banat und an der Militärgrenze
angesetzt hat. Der Roman Karl von Möllers

reiht sich würdig in die Reihe der Bücher volks-

deutsrher Schriftsteller ein, die Leistung und

Gestalt des südöstlichenDeutschtums behandeln.
Dr..K.

Heimat am Don. Roman von Theod or

Kröger. Propyläen-Verlag, Berlin 1937.

328 Seiten. Preis Leinen 4,— RM., broschiert
3,— RM. — Mit seinem Roman »Das ver-

gessene Dorf« war Theodor Kröger in die erste
Reihe der Schriftsteller gerückt, die in ihren
Büchern das deutsche Kriegsschirksal im Osten
behandeln. Es war schwer, diesem ersten Buche
ein zweites von gleicher dramatischer Wucht und

Erlebnistiefe nachfolgen zu lassen. War es im

»vergefsenen Dorf« das K1·iegsschicksal eines

deutschen Industriellen aus Petersburg, das

Kröger behandelte, so ist es in seinem neuen

Romane das Kriegs- und Revolutionsschicksal
eines deutschen Großgrundbesilzers aus der

llkrains War damals das Leben des nach
Sibirieu verbannten Deutschen mit einer im

Gesamtgeschehen in den Hintergrund tretenden

jungen Tatarin verbunden, so ist hier die Gestalt
einer deutschen Kriegskrankenschwester in den

Vordergrund der Handlung dicht neben den am

Don beheimateten Deutschen gerückt. Die »Hei-
mat am Don« ist mit derselben straffen Dynamik
und Spannung erfüllt wie »Das vergessene
Dorf«, wenn auch die weibliche Hauptgestalt
des neuen Romans, die deutsche Schwester,
irgendwie fremd und unvermittelt wirkt in dieser
von außergewöhnlichenSchicksalen erschütterten
Atmosphäre der von Krieg und Revolution auf-
gewühlten Ukraine, in diesem Chaos der Zer-
störung und des Hasses und in diesem ver-

zweifelten, grausamen Kampfe, in dem die

»Weißen«, zuerst Seite an Seite mit dem

deutschen Ostheer, dann auf sich allein gestellt,
ihre Heimat vom Bolschewismus zu befreien
versuchten. Dr. K.

Volk und Reich. Heft 1J1937. — Das

Heft enthält eine Reihe wertvoller Beiträge, die

den Osten betreffen. Waldemar Ernst ver-

gleicht die organische Raumverbundenheit der

deutschen mit der vertraglichen Konstruiertheit
der französischenSüdostpolitiE Justus Has-
hageni findet durch einen Vergleich mit der

spanischen Rekonquista neue und lehrreiche Be-

trachtungspunkte für die Beurteilung der ost-
deutfchen Kolonisation. Johann Gottfried
Theis hebt die charakteristischen Entstehungs-
cnerkmale des nachmittelalterlichen Deutschtums
in Ostmitteleuropa hervor. Werner Giere

beschreibt die tiefgreifenden Bevölkerungsver-
schiebungen, die sich im ostbaltischen Raum, vor

allem iin lettländischen Staatsgebiete, vollziehen
und die als Vorläufer machtpolitischer Verschie-
bungen an der Ostsee auch von deutscher Seite
die stärkste Beachtung verdienen. Werner
Markwart bringt interessante Betrach-
tungen und begriffliche Klärungen zum Thema
»VölFer ohne Staaten«. Von den anderen Bei-

trägen seien die über das Verhältnis des Bol-

schewismus zu den Randstaaten, über die

Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der Tsche-
cho-Slowakei und den Volkstod in

Oesterreich erwähnt. Der Bildteil des

Heftes bringt gut ausgewählte Volks- und

Rassetypen aus den baltischen Staaten sowie
Landschafts-, Städte- und Jndustriebilder aus

Schlesien und Jllustrationen zur deutschen Wirt-

schaftsentwicklung im Jahre 1936.

Volk und Reich, Heft 2,"1937. — Das

Hauptgewicht dieses Heftes liegt auf dem um-

fangreichen Bildmaterial, in dem in geschickter
Weise die Friedenspolitik des Führers dargestellt
wird (eine Kartenskizze, die die Bedeutung des

deutsch-polnischen Gewaltverzichtspaktes veran-

schaulichen soll, kann man wohl als ein wenig
übertrieben bezeichnen). Ein einleitender Artikel
von Wilfrid Bade gibt einen Rückblick auf
die ersten vier Jahre nationalsozialistischer
Arbeit am inneren und äußeren Frieden. Fritz
Todt schreibt, durch anschauliche Kartenskizzen
unterstützt,über Vergangenheit und Gegenwart
des großen Straßennelzes Europas. Rudolf
Fischer stellt der eine europäischeGeschlofsen-
heit anstrebenden deutschen Außenpolitik die

Europa zerreißende»Universalität«Genfs gegen-
über. Es folgen ein Bildbericht über L u xe m-

burg und u. a. eine geopolitische Studie über

die Ostpyrenäen.
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L QSTPREUSSEN "s

Die stadtwekke lnslerbussg
mit ihrem Eies-, Elekirizitäts-, Kaval- untl Wasserwerk, Omnibus-, Müllabfuhr- und Verkaufshetrieb

sind der ständige stille Helfer jedes Volksgenossen im stadtgebiet. Sie bedienen

Haushalt, Gewerbe und Industrie mit Energie und Kraft, liefern Gas, Elektrizitiit

und Vvassen übernehmen den Verkehr, beseitigen Abwässer und Miill

zu günstigen Tat-isten-

sie vermitteln die Errungenschaften des Fortschritts und der deutschen Kultur- und

Qualitätsleistung sie beraten und betreuen jeden Volksgenossen in seinen Wünschen

nach schönheit der Arbeit und Annehmlichkeit des Lebens.
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